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Optimierung der Lebens- und Nutzungsdauer
von Produkten

Abfälle

Im Dezember überwies der Nationalrat ein Postulat der Grünen Fraktion, welches eine
Evaluation von bestehenden und möglichen Massnahmen zur Optimierung der Lebens-
und Nutzungsdauer von Produkten fordert. Ausgangslage für das Anliegen war eine
Stellungnahme des Bundesrates zu einem anderen Postulat der Fraktion, in welchem
die Grünen ein verstärktes Vorgehen gegen die geplante Obsoleszenz verlangten. In
betreffendem Geschäft erklärte der Bundesrat Massnahmen, welche auf Produkte
ausgerichtet seien, deren Lebensdauer aus Gründen der Konsumförderung vom
Produzenten absichtlich verringert wurde, als nicht zielführend und zu eng gefasst.
Gleichzeitig empfahl er eine Analyse über Effizienz, Wirksamkeit und Potenzial
verschiedenster Massnahmen zur Optimierung der Lebenszeit von Produkten, was die
Grüne Fraktion dann mit ihrem neuen Postulat auch verlangte. 1

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
MARLÈNE GERBER

Im November legte der Bundesrat einen Bericht vor, der Effizienz, Wirksamkeit und
Potenzial bestehender und denkbarer Massnahmen zur Optimierung der Lebens- und
Nutzungsdauer von Produkten eruiert. Darin kommt die Regierung zum Schluss, dass
die relative Obsoleszenz, d.h. der durch die Konsumentinnen und Konsumenten
getroffene Entscheid zur Beendigung der Nutzung, den grösseren Einfluss auf die
Lebensdauer eines Produktes habe als die sogenannte absolute Obsoleszenz, die sich
auf die technisch mögliche Nutzung stützt. Der Bundesrat betonte jedoch auch, dass
der Entscheid eines Konsumenten zur Ersetzung eines Produktes vor dem technischen
Ende seiner Laufzeit aus ökologischen Gründen durchaus sinnvoll sein könne, wenn das
neue Produkt die Umwelt weniger belaste. Ferner erachtete es der Bundesrat nicht als
seine Aufgabe, in die Produkteentwicklung einzugreifen. Vielmehr müssten bessere
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Dabei würden viele Massnahmen bereits
umgesetzt, so etwa im Bereich der Reparatur- und Garantieleistungen. Zusätzliche
Massnahmen wie beispielsweise die Stärkung der Ausbildung in Ökodesign oder die
Förderung ressourcenschonender Lebensstile seien im Dialog mit den betroffenen
Akteurskreisen zu prüfen. Der Bericht erfüllt ein im Jahr 2012 überwiesenes Postulat
der Grünen Fraktion. 2

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER

Stimuler l'économie circulaire (Po. 17.3505)

Allgemeiner Umweltschutz

Beat Vonlanthen (pdc, FR), avec son postulat, attend du Conseil fédéral qu'il établisse
un rapport sur les incitations fiscales et les mesures pouvant stimuler l'économie
circulaire, pour que la Suisse saisisse les opportunités liées à ce modèle économique.
Plusieurs pays européens ont déjà pris des mesures, notamment une réduction des
taux de TVA pour les travaux de réparation, afin de favoriser le recyclage des produits.
Selon l'auteur, avec une utilisation efficace et durable des ressources, la Suisse pourrait
également créer de la valeur et assurer une croissance économique durable et un taux
d'emploi élevé. C'est pourquoi, il demande que soient répertoriées les mesures prises
dans les autres pays concernant l'économie circulaire, d'évaluer leur intérêt au regard
des objectifs fixés dans le cadre de la Stratégie pour le développement durable 2016-
2019, d'analyser les incidences d'un abaissement du taux de TVA pour les services de
réparation et de présenter d'autres mesures permettant d'exploiter le potentiel de
l'économie circulaire. 
Le Conseil fédéral demande le rejet du postulat. Doutant de l'efficacité d'une réduction
de la TVA, l'instauration de cette mesure compliquerait, selon lui, le système fiscal et
induirait une augmentation des frais d'exécution. De plus, sur la base des conclusions
du rapport en réponse au postulat 12.3777, il est d'avis que les mesures relatives au
recyclage des produits doivent provenir, volontairement, des milieux économiques.
Toutefois, il compte suivre l'engagement des milieux économiques à cet égard et il
statuera, dans le cadre de la stratégie de prévention des déchets (encore en
élaboration), de la nécessité d'encourager les mesures volontaires. Contrairement à
l'avis de l'exécutif, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 15. Le
Conseil fédéral devra alors présenter des réponses. 3

POSTULAT
DATUM: 13.09.2017
DIANE PORCELLANA
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Im Juni 2020 publizierte der Bundesrat den Bericht «Steuerliche und weitere
Massnahmen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft» in Erfüllung des Postulats
Vonlanthen (cvp, FR). Im  Bericht wurden verschiedene Massnahmen vorgestellt und
diskutiert, die ein gewisses Potential aufweisen könnten, damit Produkte länger genutzt
oder besser repariert werden können. Dabei haben sich drei Massnahmen heraus
kristallisiert, die der Bundesrat weiter verfolgen möchte, indem er sie einer vertieften
Analyse der volkswirtschaftlichen Auswirkungen unterzieht und dabei die Vereinbarkeit
mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz berücksichtigt: Es handelt sich
dabei um Deklarationspflichten, Verlängerung der Gewährleistungsfrist inklusive
Reparaturoptionen und Registerlösungen zur Eigentumssicherung.
Die Resultate dieser Analyse sollen in das Massnahmenpaket zur Ressourcenschonung
und Kreislaufwirtschaft einfliessen, welches die Verwaltung dem Bundesrat infolge des
Auftrags aus der Berichterstattung «Grüne Wirtschaft» bis spätestens Ende 2022
vorschlagen soll. 4

BERICHT
DATUM: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Sommersession 2021 stimmte die kleine Kammer der Abschreibung des
Postulates «Die Chancen der Kreislaufwirtschaft nutzen. Prüfung steuerlicher Anreize
und weiterer Massnahmen» des ehemaligen Ständerates Beat Vonlanthen (cvp, FR) zu.
Der Bundesrat hatte den Bericht in Erfüllung des Postulates im Juni 2020 publiziert. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Obsolescence programmée en Suisse (Po.
18.3248)

Abfälle

Géraldine Marchand-Balet (pdc, VS) sollicite le Conseil fédéral pour un rapport sur la
situation légale, en Suisse et au niveau international, encadrant l'obsolescence
programmée. Cette stratégie commerciale implique des problèmes environnementaux,
engendre de la concurrence déloyale et trompe les consommatrices et consommateurs
helvétiques. Le Conseil fédéral devra évaluer la protection légale, déterminer la
nécessité de la création d'une loi spécifique, envisager des mesures pour renforcer la
protection des Helvètes. Le Conseil fédéral y est favorable. Lors du premier passage au
Conseil national, Claudio Zanetti (udc, ZH) s'y oppose. Par la suite, le postulat est
adopté. 6

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
DIANE PORCELLANA

Im Juni 2023 publizierte der Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulats
Marchand-Balet (cvp, VS) zur Rechtslage in Bezug auf die geplante Obsoleszenz. Die
Walliser Nationalrätin hatte fünf Jahre zuvor ein Postulat eingereicht, mit welchem sie
einen Rechtsvergleich mit der EU anstrebte und im Endeffekt eine Verbesserung des
Konsumentenschutzes in der Schweiz erreichen wollte. Auf Basis einer
Regulierungsfolgenabschätzung und eines Vergleichs mit den entsprechenden
Vorschriften in der EU kam der Postulatsbericht zum Ergebnis, dass das
Gewährleistungsrecht in der Schweiz veraltet sei und es wünschenswert sei, dieses an
das modernere Recht in der EU anzugleichen. Die so genannte Gewährleistungspflicht
bedeutet, dass der Verkäufer eine Garantiehaftung für die von ihm verkaufte Ware
übernimmt. Im Schweizer Recht sei nun vor allem die Gewährleistungspflicht bei
«digitale[ n] Produkte[ n] sowie Produkte[ n] mit digitalen Komponenten» nicht explizit
geregelt, hielt der Bericht fest. Dies führe zu einer grossen Rechtsunsicherheit bei den
Konsumentinnen und Konsumenten. Mit einer Rechtsangleichung an das EU-Recht – in
Form einer Änderung des OR – könne die Position der Schweizer Konsumentinnen und
Konsumenten gestärkt werden. Es sei jedoch an der Legislative, darüber zu
entscheiden, ob ein solches Gesetzgebungsprojekt initiiert werden solle.
Anschliessend äusserte sich der Bundesrat im Bericht zur geplanten Obsoleszenz, dem
eigentlichen Anliegen von Géraldine Marchand-Balet. Der Bundesrat erläuterte, dass ein
explizites Verbot der geplanten Obsoleszenz nicht nötig sei. Die allgemeinen
Bestimmungen des Straf- und Wettbewerbsrechts genügten, um die «betrügerische
Verkürzung der Lebensdauer von Produkten» zu ahnden. In der Sommersession 2024
genehmigte der Nationalrat die Abschreibung der Vorstosses. 7

BERICHT
DATUM: 16.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Rechtliche Konsequenzen bei absichtlicher
Verkürzung der Produktlebensdauer (Po.
21.4224)

Wirtschaftspolitik

In der Frühjahrssession 2022  nahm der Nationalrat ein vom Bundesrat unterstütztes
Postulat Brenzikofer (gp, BL) zur Prüfung möglicher rechtlicher Konsequenzen bei
absichtlicher Verkürzung der Produktlebensdauer mit 113 zu 76 Stimmen bei 1
Enthaltung an. Wie die grüne Nationalrätin argumentierte, würden Unternehmen durch
die sogenannte geplante Obsoleszenz den Produktlebenszyklus in gesättigten Märkten
bewusst verkürzen, um den Absatz steigern zu können. Dies laufe dem Gedanken der
Kreislaufwirtschaft, einem bewussten Umgang mit Ressourcen sowie den
Klimaschutzbestrebungen zuwider. Entsprechend solle ein Verbot eines solchen
Verhaltens geprüft werden. Im Parlament stemmten sich die FDP-Fraktion beinahe
vollständig und die SVP-Fraktion geschlossen gegen das Postulat; ein solcher Bericht
liege bereits mit dem angenommenen Postulat Vonlanthen (mitte, FR; Po. 17.3505) vor,
erklärte etwa Pierre-André Page (svp, FR) die ablehnende Haltung seiner Fraktion.
Zudem könnten die Konsumentinnen und Konsumenten auf dem freien Markt
diejenigen Unternehmen wählen, die eine verlängerte Garantie anböten und für eine
hohe Qualität bekannt seien. Eine Mehrheit des Nationalrates folgte hingegen dem
Votum von Bundesrätin Simonetta Sommaruga für Annahme des Postulats. Ferner
schlug die Bundesrätin vor, die vom Postulat aufgeworfenen Fragen in einem sich
bereits in Arbeit befindenden Bericht zu beantworten, mit dem ein 2018 überwiesenes
Postulat Marchand-Balet (damals cvp, VS; Po. 18.3248) erfüllt werden soll. Während bei
diesem Postulatsbericht die Rechtslagen zur geplanten Obsoleszenz im Ausland und in
der Schweiz verglichen werden, sollen aufgrund des vorliegenden Postulats die Angaben
zur Kreislaufwirtschaft aus dem Bericht Vonlanthen aktualisiert sowie mögliche
Anpassungsvorschläge im Schweizer Recht aufgezeigt werden. Der Bericht könne damit
als Basis für die Diskussion zur Schaffung rechtlicher Normen verwendet werden,
erklärte die Energieministerin. 8

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
MARCO ACKERMANN

En juin 2024, le Conseil fédéral a publié le rapport donnant suite à la motion de
Florence Brenzikofer (vert-e-s, BL) concernant le raccourcissement délibéré de la
durée de vie d’un produit, soit l'obsolescence programmée. Dans ce rapport, le
Conseil fédéral expose les modifications législatives auxquelles il faudrait procéder
pour qu’il soit possible de sanctionner ce type de pratique et conclut que la loi sur la
concurrence déloyale (LCD) et le droit de la garantie offrent un cadre légal satisfaisant.
En cas d'escroquerie, le droit pénal est également suffisant. En outre, prouver que la
durée de vie d'un objet a été délibérément raccourcie par le constructeur s'avèrerait
très difficile. Toutefois, le Conseil fédéral estime que les nouvelles directives de l'Union
européenne (UE) – qui interdisent de présenter un bien comme réparable alors qu'il ne
l'est pas, d'affirmer à tort qu'un bien représente une certaine durabilité, ou qu'une
mise à jour logicielle endommagera la capacité de fonctionnement de l'objet –
constituent un possible exemple à suivre. De récentes évolutions en France et dans l'UE
introduisent également l'obligation d'indiquer la durée de vie d'un produit et de sa
réparabilité, sur une échelle de A à E. Selon le rapport, s'aligner sur les réglementations
de l'UE dans ce domaine permettrait de réduire les frais d'exécution. Ne souhaitant pas
faire cavalier seul, la Suisse attendra donc les mesures de ses voisins européens. 9

BERICHT
DATUM: 26.06.2024
LOUISE DROMPT

1) Po. 12.3777: AB NR, 2012, S. 2254; vgl. auch Po. 12.3447 zum abgelehnten Postulat mit der Forderung zur Bekämpfung der
geplanten Obsoleszenz.
2) Bericht BR vom 28.11.14; Medienmitteilung BR, UVEK, BAFU vom 28.11.14
3) BO CE, 2017, p.607ss
4) Bericht Bundesrat vom 19.6.20
5) BBl, 2021 747
6) BO CN, 2018, p. 1155; BO CN,2018, p. 1732
7) BBl, 2024 831 (S. 32); Bericht des Bundesrates vom 16.6.23
8) AB NR, 2022, S. 526
9) Rapport CF du 26.6.24
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